
Als Generaldirektor der Österreichischen Post weiß Georg Pölzl, wie wichtig es ist, dass Nachrichten ihr Ziel erreichen. Wenn es um erfolgreiche
Werbung geht, setzt er deshalb auf Print. Mehr über die vielfältigen Vorteile von Werbung in Österreichs Zeitungen und Magazinen auf
jedeswortwert.at | Eine Initiative des VÖZ und seiner Mitglieder.

Weil unsere
Botschaften so
sicher ankommen,
ist Werbung
in Österreichs
Zeitungen
undMagazinen
jeden Euro wert.

Wahlreigen:
Kärnten wählt
am 4. März
Niederösterreich macht den
Anfang, es folgt Tirol,
Salzburg wohl am 22. April.

St. Pölten/Innsbruck/Klagenfurt/
Salzburg. Vier Bundesländer
wählen nächstes Jahr ihre
Landtage – und mit dem Kärnt-
ner Beschluss vomMontag sind
drei Termine fix. Von Jänner bis
April gibt es monatlich einen
Urnengang: Den Anfang ma-
chen die Niederösterreicher am
28. Jänner, am 25. Februar
wählt Tirol und am 4. März
Kärnten. In Salzburg haben
sich die Parteien auf den
22. April verständigt, beschlos-
sen ist dieser Termin noch
nicht. Voraussichtlich ebenfalls
am 22. April gibt es noch eine
Kommunalwahl: Die Innsbru-
cker küren ihre Gemeinderäte
und den Bürgermeister.

Besonders spannend wird
das Wahljahr 2018 für die Grü-
nen, denn in Tirol, Kärnten und
Salzburg stehen drei ihrer (mit
Vorarlberg und Wien) fünf Re-
gierungsbeteiligungen zur De-
batte. In Kärnten kommt es
zum großen Match zwischen
SPÖ und FPÖ: 2013 holten sich
die Sozialdemokraten bei erd-
rutschartigen Verlusten der
skandalgeschüttelten Blauen
erstmals seit 1994 wieder Platz
eins, Peter Kaiser wurde der
erste SPÖ-Landeshauptmann
seit 1989 und regiert seither ge-
meinsam mit der ÖVP und den
Grünen. Bei der Nationalrats-
wahl wurde aber wieder die
FPÖ stärkste Partei im südlichs-
ten Bundesland. (APA)
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Rauswurf für Langzeitstudenten?
Hochschule. Die Rektoren wollen weg vom Laissez-faire-System an den Universitäten. Sie fordern
ein neues Studienrecht, in dem es auch Teilzeitstudenten gibt – und weniger Prüfungsantritte.

VON BERNADETTE BAYRHAMMER

Wien. Die Unis wollen strengere Re-
geln für ihre Studenten – bis hin
zum Rauswurf, wenn sie zu lange
keine Prüfungen ablegen. „Den
Sonderweg Studieren auf Österrei-
chisch sollte man beenden“, sagte
Rektorenchef Oliver Vitouch am
Montag. Mit Sonderweg meint er:
Studierende können negative Prü-
fungen bis zu vier Mal wiederho-
len, beliebig viele Fächer inskribie-
ren und jahrzehntelang keine Prü-
fungen ablegen. „Das ist fast welt-
kulturerbeverdächtig.“

„Studenten dürfen fast alles,
und sie müssen fast gar nichts“,
sagt Vitouch. Das führe mitunter
dazu, dass sie sich verzetteln, an-
statt planvoll und konsequent zu
studieren – zumal, wenn in einem
Fach auch noch Massenstudienbe-
dingungen herrschen. „Wir haben
ein Laissez-faire-System, das maxi-
mal frei und fördernd sein soll, das
aber leider zum Scheitern einlädt.“

„KeinWolkenkuckucksheim“
Von der nächsten Regierung for-
dern die Rektoren daher eine „cou-
ragierte Modernisierung“ des Stu-
dienrechts. „Die Unis müssen wie-
der als Universitäten funktionieren
können und nicht als marode Filia-
len von Wolkenkuckucksheim.“
Konkret wollen sie, dass zwei Kate-
gorien geschaffen werden – von de-
nen jeweils bestimmte Leistungen
erwartet werden und die der realen
Situation eher entsprechen: Voll-
zeit- und Teilzeitstudierende. Letz-
tere sollen um einen definierten

Zeitraum länger studieren können
– für einen Master also statt zwei
Jahre etwa drei oder vier brauchen,
aber nicht acht. Zudem soll es zu-
sätzliche Stipendien geben, damit
sie den Job reduzieren können. Die
Kategorie der „ewig Studierenden“
bekommeman so weg.

Die soll es ohnedies nicht mehr
geben, wenn es nach den Unis
geht. Nicht nur soll die Anzahl der
Prüfungswiederholungen von der-
zeit bis zu vier auf zwei reduziert
werden. Für Studenten, die kaum
Prüfungen ablegen, müsse es auch
Konsequenzen geben. „Nach einer

gewissen Zeit der Inaktivität sollte
eine Exmatrikulation erfolgen“,
sagt Vitouch. Wann genau, lässt er
offen. Nur so viel: „Wenn jemand
eine Regelstudiendauer lang prü-
fungsinaktiv bleibt, gibt es ein Pro-
blem.“ Vor dem Rauswurf gebe es
noch Optionen wie Beratung.

Ein Uni-System ohne Studien-
gebühren funktioniere nur dann,
wenn Studenten intensiv studie-
ren, relativ rasch abschließen und
in einem einschlägigen Beruf ent-
sprechende Steuern bringen. „Das
funktioniert aber nicht bei diesen
Abbrecherquoten und Studien-

dauern“, sagt Vitouch. Dass es wo-
möglich wieder Studiengebühren
geben könnte, sei einer der weni-
gen uni-relevanten Punkte, die
man aus den Koalitionsverhand-
lungen höre. Gebühren seien eine
Möglichkeit, die Ernsthaftigkeit zu
erhöhen. „Aber nicht die einzige
und nicht die beste“, meint Vi-
touch. Generell seien sie „ein ver-
mintes Thema“. Eine Befürchtung:
dass Gebühren – wenn sie einmal
eingeführt sind – durch die Decke
gehen, wie zuletzt in England.

Schranken rasch umsetzen
Beim Uni-Zugang müsse bald et-
was passieren: Dass das Uni-Bud-
get mit der Auflage, bis 31. Jänner
die neue Studienplatzfinanzierung
zu fixieren, noch knapp vor die
Ziellinie gebracht worden sei, sei
ein erster Schritt, sagt Vitouch. Ein
Gesetzesentwurf sei vor der Wahl
noch in Begutachtung geschickt
worden. „Wesentlich ist eine ra-
sche und faire Umsetzung, inklu-
sive Aufnahmeverfahren.“

Probleme sehen die Unis auch
bei der Forschung. „Ich weiß, es ist
langweilig, immer über die Finan-
zierung zu reden“, sagt Vitouch. Er
drängt darauf, dass die lang ver-
sprochenen zwei Prozent des BIPs
in den tertiären Bildungsbereich
gesteckt werden – ein Pfad sei der-
zeit nicht in Sicht. „Uns fehlt nach
wie vor ein Milliardenbetrag.“ Er
fordert speziell, dass mehr Geld in
die Grundlagenforschung fließt. In
Österreich seien das nur 20 Pro-
zent der Forschungsmittel – in der
Schweiz ist es mehr als ein Drittel.

„Wir haben ein Laissez-faire-System, das zum Scheitern einlädt“, sagt Vitouch. [ Fabry ]
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